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Vorwort zur 3. Auflage 
Die dritte Auflage dieses Lehrbuches zum Zuwendungsrecht des 
Landes NRW ist erneut als gezielte Aktualisierung angelegt. Seit Er-
scheinen der Vorauflage haben sich einzelne Regelungen geändert, 
die in der Praxis spürbar sind, ohne dass dies eine grundlegende 
Neubearbeitung des Werkes erforderlich gemacht hätte. Die be-
währte Struktur und Systematik wurden daher beibehalten; die Neu-
erungen wurden dort eingearbeitet, wo sie für Verständnis und An-
wendung des Zuwendungsrechts von Bedeutung sind. 

Im Mittelpunkt dieser Auflage steht insbesondere die Neueinführung 
eines Zuwendungs-Schnellverfahrens. Dieses Instrument soll För-
derverfahren beschleunigen und vereinfachen und ist Ausdruck der 
anhaltenden Bemühungen um Entbürokratisierung. Die rechtlichen 
Voraussetzungen, Anwendungsbereiche und praktischen Grenzen 
des Schnellverfahrens werden in dieser Auflage eingeordnet und er-
läutert. 

Daneben waren wesentliche Änderungen bei der Anrechnung 
von Spenden zu berücksichtigen. Die Neuregelungen betreffen so-
wohl die förderrechtliche Behandlung als auch die praktische Umset-
zung und werfen in bestimmten Konstellationen neue Abgrenzungs-
fragen auf. Diese Aspekte wurden entsprechend ergänzt und anhand 
typischer Fallgestaltungen dargestellt. 

Ebenfalls angepasst wurden die Ausführungen zur Aufbewahrung 
von Belegen. Die veränderten Vorgaben tragen dem Bedürfnis nach 
Vereinfachung und stärkerer Digitalisierung Rechnung, ohne die An-
forderungen an Nachvollziehbarkeit und Prüfbarkeit vollständig auf-
zugeben. Für die Praxis ergeben sich daraus spürbare Erleichterun-
gen, die in dieser Auflage nachvollzogen werden. 

Schließlich wurden die geänderten Wertgrenzen der ANBest im 
Rahmen von Vergabeverfahren im außergemeindlichen Bereich 
eingearbeitet. Diese Anpassungen haben unmittelbare Auswirkun-
gen auf die Durchführung von Beschaffungen und die Einhaltung der 
zuwendungsrechtlichen Nebenbestimmungen und sind daher für Zu-
wendungsempfänger von besonderer Bedeutung. 

Die genannten Änderungen fügen sich in eine Entwicklung ein, die 
das Zuwendungsrecht des Landes seit einigen Jahren prägt: Es 



 

 

handelt sich um ein ausgesprochen dynamisches und anpas-
sungsfähiges Rechtsgebiet, das im Zuge fortdauernder Entbüro-
kratisierungsbemühungen voraussichtlich auch künftig weiterentwi-
ckelt wird. Dieses Lehrbuch versteht sich daher als aktuelle Arbeits-
grundlage, nicht als statischer Endpunkt. 

Für Hinweise und Anregungen aus dem Kreis der Leserinnen und Le-
ser danke ich herzlich. Sie sind auch für zukünftige Auflagen jederzeit 
willkommen. 

Xanten im Januar 2026    Ihr Sven Gumpert 

 

  



 

 

 

Vorwort zur 2. Auflage 
Liebe Lesende, 

zunächst möchte ich mich bei Ihnen allen für das viele positive und 
konstruktive Feedback bedanken!  

Ich freue mich, Ihnen nun (endlich) die 2. Auflage präsentieren zu 
können. Wie Sie feststellen werden, habe ich den Umfang der Inhalte 
deutlich erweitert und natürlich alle aktuellen Änderungen bis März 
2025 berücksichtigt. Leider hat es bis zu dieser 2. Auflage rund fünf 
Jahre gedauert. Dafür entschuldige ich mich. Wie ich gestehen muss, 
liegt dies zum einen daran, dass ich dieses Buch neben meiner 
hauptberuflichen Tätigkeit fortschreibe und aufgrund des Erfolges 
meiner Seminartätigkeit oft nicht die notwendige Zeit gefunden habe, 
mich an die Aktualisierung zu setzen.  

Aber gerade in der letzten Zeit hat sich doch auch vieles im Zuwen-
dungsrecht getan. So wurden zahlreiche Änderungen eingeführt, die 
ich natürlich noch alle möglichst mit einbringen wollte. So ist der Weg-
fall des Schriftformerfordernisses oder die landesweite Richtlinie zur 
Berücksichtigung ehrenamtlichen Engagements nur einige der wich-
tigen Veränderungen. Alle diese Veränderungen habe natürlich ihren 
Niederschlag in diesem Buch gefunden und werden von mir auch 
zum Teil mit eigenen Einschätzungen und Möglichkeiten kommen-
tiert.  

Wie ich im Vorwort zur 1. Auflage schon geschrieben habe, geht es 
mir bei diesem Buch vor allem darum, Sie praxisorientiert an das Zu-
wendungsrecht heranzuführen. Ich erhebe dabei keinen Anspruch 
darauf, dass dieses Buch die Anforderungen rechtswissenschaftli-
cher Literatur erfüllt. Zugleich möchte aber mit diesem Buch auch 
nicht nur an der Oberfläche bleiben. Insoweit soll Ihne das Buch mehr 
bieten als nur einen Überblick, welche Regelungen es im Zuwen-
dungsrecht gibt. Ich habe mich daher bemüht, die Themen mit mög-
lichst vielen Beispielen aus der Praxis zu untermalen, um Ihnen damit 
deutlich zu machen, was mit der jeweiligen Regelung gemeint ist. Da-
neben geht es mir aber vor allem auch darum zu zeigen, dass mit 
einem guten Verständnis des Zuwendungsrechts und einer gewissen 
Kreativität fast alles (rechtskonform!) realisiert werden kann.  



 

 

Sollten Ihnen an der einen oder anderen Stelle weitere Beispiele feh-
len oder Sie insgesamt Fragen bzw. Anmerkungen und Vorschläge 
haben, würde ich mich sehr über Ihr Feedback freuen. Unter feed-
back@zuwendungsrecht.biz können Sie mir gerne entsprechende 
Rückmeldungen geben. Insoweit verweise ich auch auf meine Home-
page unter www.zuwendungsrecht.biz. 

Ich werde mich zudem bemühen, die nächsten Auflagen schneller zu 
aktualisieren und kann Ihnen aber auch schon sagen, dass ich das 
Buch weiterentwickeln und in der Zukunft mit weiteren Themen er-
gänzen werde. So scheint es mir gerade beim Thema Verwaltungs-
recht hilfreich zu sein, Ihnen eine kleine und auf das Zuwendungs-
recht bezogene Einführung anzubieten. Denn wie ich aus meinen Se-
minaren weiß, sind nicht wenige von Ihnen auch ohne klassische Ver-
waltungsausbildung oder ein rechtliches Studium im Zuwendungs-
recht aktiv. Ihnen das notwendige Basiswissen im Verwaltungsrecht 
in einem eigenen Kapitel zu vermitteln, wird daher mein nächstes Ziel 
für eine der nächsten Auflagen sein. 

Bis dahin wünsche ich Ihnen allen viel Erfolg und hoffe, dass ich 
Ihnen mit diesem Buch helfen kann sich im zuwendungsrechtlichen 
Gestrüpp besser zurecht zu finden. 

 

Xanten im März 2025             Ihr Sven Gumpert       

 

 

 

 

 

  



 

 

Vorwort zur 1. Auflage 
Als ich 2001 das erstmal mit dem Bereich der Förderung im Rahmen 
meiner beruflichen Tätigkeit in Kontakt kam, fiel mir bereits auf, dass 
im Bereich des Zuwendungsrechts, im Gegensatz zu vielen anderen 
Rechtsthemen im öffentlichen Recht, so gut wie keine nennenswerte 
Literatur zu finden war, anhand derer man sich selbst die Grundzüge 
des Zuwendungsrechts strukturiert und nachvollziehbar erschließen 
konnte.  

Im Wesentlichen standen daher nur die Verwaltungsvorschriften zu 
den §§23 und 44 der Haushaltsordnung oder entsprechende Kom-
mentierung zur Verfügung, anhand derer der Einstieg gelingen sollte.  

Nach nunmehr fast 20 Jahren hat sich die Situation zwar etwas ge-
bessert, allerdings bekomme ich im Rahmen meiner Lehrtätigkeit 
auch heute noch oft die Rückmeldung, dass es an einer ausreichen-
den Anzahl an verständlichen und gut strukturierten Lehrwerken fehlt.  

Mit diesem Buch möchte ich daher helfen, die vorhandene Lücke zu 
schließen und ein Werk an die Hand zu geben welches ein Lehrbuch 
und Nachschalgewerk zugleich ist.  

Dabei habe ich mich auf die Darstellung der Grundzüge des Zuwen-
dungsrechts beschränkt und versucht praxisrelevante Themen ver-
tieft darzustellen. Gerne nehme ich konstruktive Rückmeldungen un-
ter feedback@zuwendungsrecht.biz entgegen und würde mich dar-
über sogar ausdrücklich freuen.  

Wer daran interessiert ist, kann sich zudem gerne regelmäßig auf 
meiner Homepage unter www.zuwendungsrecht.biz informieren. 
Dort veröffentliche ich laufend Beiträge zu einzelnen Aspekten des 
Zuwendungsrechts des Bundes. 

Hinweisen möchte ich noch darauf, dass ich aus Gründen der besse-
ren Lesbarkeit auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und 
weiblicher Sprachformen überwiegend verzichtet habe. Sämtliche 
geschlechtlichen Bezeichnungen gelten aber selbstverständlich 
gleichermaßen für beiderlei Geschlecht.  

 

Xanten im April 2020            Sven Gumpert 

  



 

 

 

  



 

 

 
 

 

 

  



 

 

  



 

 

 

Hinweis 
Für das bessere Arbeiten mit dem Buch, habe ich alle im Text bzw. 
den Fußnoten zitierte Internetlinks am Ende des Buches auch noch-
mal mit einem QR-Code versehen. Dies soll Ihnen ein mühsames 
Abtippen ersparen und gleichzeitig die Möglichkeit geben, mit einem 
Handy oder Tablet die angesprochene Fundstelle aufzurufen. 

Wichtige Unterlagen, welche Sie parallel bei der Arbeit mit dem Buch 
an der Seite haben sollten: 

 

Landeshaushaltsordnung – LHO NRW 

Verwaltungsvorschriften zur LHO NRW 

 

Haushaltsgesetz 2026 

 

Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 

 

Unterschwellenvergabeordnung 

 

Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 

 

Vergabeverordnung 



 

 

 

Umsatzsteueranwendungserlass 

  
  
  

Eine aktualisierte Fassung dieser Übersicht finden Sie auch immer 
unter: 

 
https://zuwendungsrecht.biz/buecher 
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§1 Rechtsvorschriften  
1. Einführung 
Im Zuwendungsrecht gibt es eine Vielzahl an Rechtsvorschriften und Rege-
lungen, was dazu führt, dass es sich dem Neuling zunächst als sehr unüber-
schaubar darstellt. Dies hat seinen Grund vor allem darin, dass aufgrund der 
zum Teil sehr vielschichtigen und unterschiedlichen Bereiche, in denen Zu-
wendungen gewährt werden, jeweils ergänzende oder von den grundsätzli-
chen Regelungen abweichende Vorgaben Anwendung finden. Nachfolgend 
werden daher die grundsätzlichen und einige öfter vorkommende Vorschrif-
ten behandelt. 

Diese in der Praxis häufig anzutreffenden Vorschriften sind z.B.: 

 

 

 

 

  

     

 

 

 

 

Abbildung 1 - Vielzahl der VorschriŌen 

Für ein besseres Verständnis des Zuwendungsrechts ist es daher von Vor-
teil sich zunächst die wichtigsten Grundlagen und Regelungen  

1. zu erschließen,  
2. zu systematisieren und  
3. nach ihrer jeweiligen Herkunft und Hierarchie zu ordnen.  

Mir kommt es mit diesem Buch aber auch vor allem auch darauf an, dass 
Sie nicht nur die wichtigsten Regelungen des Zuwendungsrechts lernen, 
sondern insgesamt auch erfahren, wie Sie in der Praxis auftauchende 

LHO 
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Fragen beantworten und wo Sie nachschauen können. Denn wie heißt es 
doch so schön:  

Man muss nicht alles wissen, man 
muss nur wissen, wo es steht 

 

Denn egal wie oft Sie dieses Buch lesen oder sich anhand anderer Literatur 
mit dem Zuwendungsrecht beschäftigen werden, wird es nie möglich sein, 
alle ihre Fragen und Details des Zuwendungsrechts abschließend in einem 
Buch zu erfassen oder in einem Seminar zu behandeln.  

Das Hauptziel bei der Einarbeitung im Zuwendungsrecht muss daher sein, 
dass Sie neben der Kenntnis und dem Verständnis der wichtigsten Rege-
lungen auch in der Lage sind, zu wissen wo man nachschauen kann.  

Was die wichtigsten Regelungen angeht, werde ich diese Ihnen in diesem 
Buch im weiteren Verlauf vorstellen und anhand von verschiedenen Beispie-
len eingehend erläutern. 

Einen wichtigen Hinweis möchte ich an dieser Stelle aber noch für die Hand-
habung geben. Wie man vielleicht schon erahnen kann, behandelt dieses 
Buch vor allem die Perspektive der Stellen und Personen, welche Zuwen-
dungen bewilligen, auszahlen und/oder prüfen werden. Dies bedeutet aber 
nicht, dass dieses Buch nicht auch für Interessierte geeignet ist, welche Zu-
wendungsempfangende sind. Denn gerade auf der Seite der Zuwendungs-
empfangenden halte ich es für wichtig zu wissen, anhand welcher Vorgaben 
und Kriterien die bewilligende Seite handeln. Dies kann oft dazu beitragen, 
Entscheidungen oder Handlungen besser zu verstehen und den Hintergrund 
einzuordnen, was wiederum auf der Seite der Zuwendungsempfangenden 
genutzt werden kann, um die benötigten Informationen zielgerecht zu geben 
und vor allem eigene Argumente zielführend und punktgenau vorzutragen. 

Zunächst schauen wir also mal auf das „System-Zuwendungsrecht“ und be-
ginnen damit in der Wolke angegebenen Vorschriften/Begriffe systematisch 
einzuordnen. 

2. System Zuwendungsrecht 
Als Erstes unterteilen wir die Vorschriften zwischen nationale und europäi-
sche Vorschriften. 
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2.1 nationale Vorschriften 
2.1.1 Allgemein 
Als Einstieg schauen wir zunächst darauf, woher das Zuwendungsrecht ei-
gentlich kommt.  

Das Zuwendungsrecht ist Teil des öffentlichen Haushaltsrechts, weshalb 
sich seine rechtlichen Grundlagen in weiten Teilen auch aus diesem Recht-
gebiet herleiten.  

Seine Quelle hat das öffentliche Haushaltsrecht wiederum aus dem 10. Ab-
schnitt des Grundgesetzes, welcher mit der Überschrift „Das Finanzwesen“ 
betitelt ist. In den dortigen Artikel 104a bis 115, wird das Finanzwesen in der 
Bundesrepublik Deutschland von seinen verfassungsrechtlichen Grundla-
gen her festgelegt.  

Dabei wird beginnend mit Art. 104a bis Art. 109 das Finanzverfassungsrecht 
und in den Artikeln 110 bis Art. 115 das Haushaltsverfassungsrecht behan-
delt. 

Im 10. Abschnitt wird also bestimmt, wie der Bund und die Länder im föde-
ralen System der Bundesrepublik Deutschland ihr Finanzwesen organisie-
ren können und sollen und in welchem Maße dafür gesetzliche Regelungen 
zu beschließen sind bzw. beschlossen werden können.  

Nach Art. 109 Abs.1 GG sind dabei der Bund und die Länder voneinander 
unabhängig und selbstständig, was bedeutet, dass jeder für sich seine Re-
gelungen so treffen könnte, wie er es für richtig und zweckmäßig erachtet. 

So sehr diese Freiheit und Möglichkeit der Individualität die Chance eröffnet, 
die Vorschriften auf die jeweiligen Gegebenheiten der einzelnen Bundeslän-
der bzw. des Bundes abzustimmen, wurde im Grundgesetz aber auch die 
Notwendigkeit erkannt, ein gewisses Maß an Einheitlichkeit festzulegen.  

Aufgrund der intensiven Finanzverflechtungen zwischen dem Bund und den 
Ländern besteht nämlich die Notwendigkeit, dass diese ihre haushaltsrecht-
lichen Vorschriften miteinander in den Grundzügen abstimmen, um so eine 
möglichst hohe Kompatibilität zum Nutzen aller Beteiligten zu erreichen.  

Folglich wurde in Art. 109 Abs.4 festgeschrieben, dass durch Bundesgesetz, 
welches der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Bund und Länder ge-
meinsam geltende Grundsätze des Haushaltsrechts festlegen können. 
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Dies ist mit dem Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bun-
des und der Länder vom 19. August 19691 in der aktuellen Fassung vom 14. 
August 20172 (Haushaltsgrundsätzegesetz – HGrG) dann auch geschehen. 
Nach § 1 Satz 2 HGrG sind der Bund und die Länder demnach verpflichtet, 
ihr Haushaltsrecht nach den Grundsätzen des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes zu regeln. Diese Regelungen finden sich für das Land NRW in der Lan-
deshaushaltsordnung (LHO) bzw. für den Bund in der in der Bundeshaus-
haltsordnung, welche inhaltlich in weiten Teilen aufgrund v.g. Bestimmun-
gen deckungsgleich sind.  

Gerade der Bereich der Zuwendungen ist dabei ein Paradebeispiel für die 
Notwendigkeit der Angleichung und Abstimmung haushaltsrechtlicher Vor-
schriften von Bund und Ländern, da in diesem Bereich oft Bund und Länder 
übergreifend zusammenwirken. 

Grundsätzlich legt § 14 HGrG daher für Zuwendungen fest: 

(HGrG) §14 Zuwendungen 

Ausgaben und VerpflichtungsermächƟgungen für Leistungen an Stellen außer-
halb der Verwaltung des Bundes oder des Landes zur Erfüllung besƟmmter 
Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn der Bund oder 
das Land an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, 
das ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befrie-
digt werden kann. 

Entsprechend der v. g. Verpflichtungs- und Angleichungswirkung des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes haben diese Vorgaben des §14 des HGrG ihren 
(fast) wortgleichen Einzug in §23 der Landeshaushaltsordnung gehalten. 

(LHO) §23 Zuwendungen 

Ausgaben und VerpflichtungsermächƟgungen für Leistungen an Stellen außer-
halb der Landesverwaltung zur Erfüllung besƟmmter Zwecke (Zuwendungen) 
dürfen nur veranschlagt werden, wenn das Land an der Erfüllung durch solche 
Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder 
nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

Man kann die Herkunft des Zuwendungsrechts also wie folgt darstellen: 

  

 
1 BGBl. I S. 1273 
2 BGBl. I S. 3122 
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Grundgesetz

Art.104a bis 115

Art. 104a bis Art. 109
FINANZverf.Recht

Haushaltsgrund-
sätzegesetz (HGrG)

Landeshaushalts-
ordnung (LHO)

§23 LHO §44 LHO

Art.110 bis Art. 115
HAUSHALTSverf.Recht

Abbildung 2 - Herleitung Zuwendungsrecht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachdem wir die Herkunft der Vorschriften geklärt haben, wollen wir uns als 
nächstes anschauen, welche Voraussetzungen der Gesetzgeber an Zuwen-
dungen ganz generell stellt. 

2.1.2 Planung von Zuwendungsmitteln im Haushalt 
Wie man aus dem Wortlaut des §23 LHO erkennen kann, stellt der Gesetz-
geber zunächst bestimmte Bedingungen auf, die erfüllt sein müssen, damit 
eine Regierung überhaupt Geld für Zuwendungen in den Haushalt einpla-
nen darf. 

Nämlich  

„wenn das Land an der Erfüllung … ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwen-
dungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann.“ 

Bedeutet, dass allein bereits die Einplanung von Steuermitteln als Zuwen-
dungen voraussetzt, dass ein erhebliches Interesse besteht und dieses In-
teresse nicht anders oder nicht anders im notwendigen Umfang befriedigt 
werden kann.  
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Diese Voraussetzungen werden wir uns in § 2 auch nochmal näher an-
schauen.  

Weiter wird in § 23 LHO geregelt, wann es sich bei der Zahlung von Gel-
dern an Dritte überhaupt um eine Zuwendung handelt.  

Nämlich wenn es sich um  

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
für Leistungen an Stellen außerhalb der Landes-
verwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zu-
wendungen) 

handelt. 

Die Vorgaben des §23 LHO regeln also ganz grundlegend  

1. wann die Einplanung vorn Zuwendungsmitteln (auch Veranschla-
gung genannt) im Bundeshaushalt erlaubt ist und. 

2. welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit die Zahlung 
von Geld an Dritte überhaupt eine Zuwendung darstellt. 

Gerade letzteres ist nicht selbstverständlich. So gibt es verschiedene „Ve-
hikel“ staatliches Geld an Dritte herauszugeben. Und eine Abgrenzung ist 
dabei nicht immer einfach.  

Welche anderen „Vehikel“ es so noch gibt und warum die Abgrenzung zum 
Teil wichtig ist, schauen wir uns aber später noch an.  

An dieser Stelle können wir erstmal festhalten, dass § 23 LHO also 
ganz grundlegende Aspekte von Zuwendungen regelt, in denen es da-
rum geht,  

- wann die Regierung überhaupt Zuwendungen im Haushalt einpla-
nen (veranschlagen) darf und  

- wann es sich bei den Zahlungen um Zuwendungen handelt. 

2.1.3 Bewilligung von Zuwendungen 
Neben der Kenntnis dieser Voraussetzungen ist in der Praxis aber vor allem 
wichtig zu wissen, welche Vorschriften gelten, wenn es dann an die Um-
setzung von Zuwendungsmaßnahmen geht. Also, was zu beachten ist, 
wenn Anträge gestellt, geprüft, bewilligt, Zuwendungen ausgezahlt und die 
Verwendung geprüft werden sollen. 

Dies regelt im Bund dann der §44 der LHO: 
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§ 44 Zuwendungen, Verwaltung von Mi eln oder Vermögensgegenständen 

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 gewährt wer-
den. Dabei ist zu besƟmmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Zu-
wendungen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen 
Dienststelle oder ihrer BeauŌragten festzulegen. VerwaltungsvorschriŌen, wel-
che die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch den Lan-
desrechnungshof (§ 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Landes-
rechnungshof erlassen. 

(2) JurisƟschen Personen des Privatrechts kann durch Verwaltungsakt oder Ver-
trag die Befugnis verliehen werden, unter staatlicher Aufsicht staatliche Aufgaben 
auf dem Gebiet der Zuwendungen im eigenen Namen und in den Handlungsfor-
men des öffentlichen Rechts wahrzunehmen. Für die Verleihung und Entziehung 
der Befugnis sowie für die Führung der staatlichen Aufsicht ist das jeweilige Fach-
ministerium zuständig. 

(3) Sollen MiƩel oder Vermögensgegenstände des Landes von Stellen außerhalb 
der Landesverwaltung verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

Wie aus §44 LHO (u.a. an den Worten „gewährt“, „zu bestimmen“ oder „Prü-
fungsrecht…festzulegen“) erkennbar ist, wird im §44 LHO vor allem das Ver-
fahren der Bewilligung, Abwicklung und Prüfung der ordnungsgemäßen Ver-
wendung geregelt.  

In einer Gesamtbetrachtung des § 23 und § 44 LHO lässt sich an dieser 
Stelle also weiter festhalten, dass im Zuwendungsrecht somit vor allem 
die Landeshaushaltsordnung die maßgebliche zentrale Rechtsvor-
schrift ist, welche es zu beachten gilt.  

Wie man an dem v. g. Gesetzestext aber auch erkennen kann, ist die For-
mulierung doch recht dünn und für die vielen alltäglichen Fragen und Her-
ausforderungen nicht wirklich hilfreich. 

Um die gesetzlichen Festlegungen weiter zu konkretisieren, hat daher das 
Bundesfinanzministerium durch den Gesetzgeber in § 5 LHO das Recht er-
halten, weitere Bestimmungen mittels Verwaltungsvorschriften zu regeln, 
also in unserem Fall im Detail festzulegen, wie bei Zuwendungen zu verfah-
ren ist und was alles zu beachten ist. 

Eine Besonderheit in NRW ist, dass es zwei Verwaltungsvorschriften zum 
§ 44 LHO gibt. So hat es das Finanzministerium NRW für notwendig erachtet, 
Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen an Gemeinden – bezeichnet als 
VVG – und Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen an den außerge-
meindlichen Bereich – bezeichnet als VV – zu erlassen. Eine Gestaltung, 
deren Sinn sich nicht wirklich erschließt und die im Gefüge der Regelungen 
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VV zu §44 LHO

VVG - gemeindlicher 
Bereich

VV - außergemeindlicher 
Bereich

Abbildung 3 - Übersicht der VV zu §44 LHO 

des Bundes und der anderen Länder nicht so häufig vorkommt. Dass an die-
ser Zweiteilung auch nach der großen Reform 2020 weiter festgehalten 
wurde, ist zudem auch nicht ohne Kritik geblieben. 

Letztlich ändert es aber nichts daran, dass in NRW die Wahl der Verwal-
tungsvorschriften, welche Anwendung finden sollen, davon abhängt, ob die 
Zuwendungsempfangenden Gemeinden sind oder außerhalb des ge-
meindlichen Bereichs stehen.  

 

 

 

 

 

 

 

  

Beide Verwaltungsvorschriften sind abschließend und jeweils eigenständig 
anzuwenden. Findet also die VVG Anwendung, ist die VV für den nichtge-
meindlichen Bereich in dem Fördervorhaben nicht mehr anwendbar; und 
umgekehrt. 

Insgesamt sind die beiden gesetzlichen Grundlagen der §§23 und 44 LHO 
also auch immer mit den jeweils dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften 
(VV) zu verstehen3. 

 

 

 

 

 

 
3 Die aktuellen Verwaltungsvorschriften sind im Internet u.a. kostenlos unter:  
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&bes_id=49029  
zu finden (abgerufen am 02.03.2025). 
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Da die LHO mit ihren Verwaltungsvorschriften ganz generelle Regelungen 
festlegt, welche über viele Jahre hinweg gelten sollen, muss aber auch be-
achtet werden, dass es in einzelnen Haushaltsjahren vielleicht Notwen-
digkeiten gibt, von den generellen Regelungen der LHO abzuweichen.  

2.1.4 Abweichungen von LHO und VV  
Damit für diesen begrenzten Zeitraum die LHO nicht geändert werden muss, 
kann der Gesetzgeber auch anhand eines weiteren Gesetzes Regelungen 
für einen bestimmten Zeitraum treffen, wonach generelle Regelungen der 
LHO und ihrer Verwaltungsvorschriften vorübergehend abgeändert oder er-
gänzt werden sollen. 

Das Gesetz, welches sich der Gesetzgeber dazu bedient, ist in der Regel 
das jährliche Haushaltsgesetz (formal bezeichnet als „Gesetz über die Fest-
stellung des Landeshaushaltsplanes für das Haushaltsjahr…“)4. 

So wird in §29 Abs. 2 des jährlichen Haushaltsgesetzes – HG – z. B. die 
Regelung zum sog. Besserstellungsverbot getroffen, aber auch Sonderre-
gelungen für das jeweilige Haushaltsjahr festgelegt. Seit einigen Jahren ist 
z. B. in §29 Abs. 3 geregelt, dass Kommunen als Zuwendungsempfänger 
ausnahmsweise keinen Eigenanteil erbringen müssen, oder in Abs. 4, dass 
bei Veränderungen der Verwaltungsvorschriften bzgl. des Verwendungs-
nachweises abweichend von § 44 Abs. 1 Satz 4 LHO doch kein Einverneh-
men mit dem Landesrechnungshof (LRH) notwendig ist.   

 
4 abrufbar z.B. unter https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_de-
tail_text?anw_nr=6&vd_id=22650&ver=8&val=22650&sg=0&menu=0&vd_bac
k=N (abgerufen am 17.01.2026( 

Grundlage 1

§23 LHO:
für die Veranschlagung und 
wann die Zahlung eine 
Zuwendung ist
§44 LHO:
für das Verfahren, die 
Voraussetzungen und weiteren 
Regelungen bei der Gewährung

Grundlage 2

VV/VVG zu §23,44 LHO
detaillierte Vorgaben zu den 
jeweiligen Punkten

Abbildung 4 - Wichtige rechtliche Grundlagen 
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Grundlage 1

§23,44 LHO Grundlage 2

VV zu §23,44 LHO Grundlage 3

jährl. 
Haushaltsgesetz

Abbildung 5 - nationale haushaltsrechtliche Vorschriften 

Im Haushaltsgesetz sind folglich Regelungen zu finden, welche erhebliche 
Auswirkungen haben und uns zeigt, dass neben den generellen Regelungen 
der §§23,44 LHO und seiner Verwaltungsvorschriften auch immer noch evtl. 
Sondervorgaben des jeweiligen Haushaltsgesetzes zu beachten sind. 

 

 

 

 

 

 

 

Wie schon voran dargestellt wird hier vor allem die Perspektive der Perso-
nen eingenommen, welche die Zuwendung gewähren (also Anträge prüfen, 
bewilligen, auszahlen oder Verwendungsnachweise prüfen).  

Diese Stellen (oft Landesbehörden, aber auch Projektträger – mit und ohne 
Beleihung) sind unmittelbar oder mittelbar an die Beachtung der bisher 
schon vorgestellten Regelungen verpflichtet. Dies folgt aus entsprechenden 
gesetzlichen oder sonstigen Vorgaben.  

Nach der Nr. 14.2 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 LHO gelten die 
VV zu § 44 LHO für das Land als Zuwendungsgeber zudem auch dann, 
wenn bei einer kapitalmäßigen Beteiligung des Landes an dem Zuwen-
dungsempfänger (Nr. 1.2 zu § 65 LHO) die Bewilligungsbehörde in einem 
Aufsichtsorgan des Zuwendungsempfängers vertreten ist. 

Dies alles wird hier erwähnt, da bei allen v.g. Normen eine Besonderheit zu 
beachten ist.  

2.1.5 Binnenwirkung von Gesetzen 
So sind sowohl die Landeshaushaltsordnung als auch das Haushaltsgesetz 
zwar beides Gesetze, die auf dem Weg zustande gekommen sind, welche 
die Landesverfassung vorschreibt und auch in den entsprechenden Verkün-
dungsblättern veröffentlicht werden5, aber trotzdem  

 
5 Im Gesetzblatt des Landes unter  https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_an-
zeigen?v_id=3920031009101837119 (abgerufen am 02.03.2025) 
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keine unmittelbare Außenwirkung entfalten6. 

Man spricht in diesen Fällen auch von den sog. „formellen Gesetzen“ oder 
auch „Parlamentsgesetzen“. 

Das bedeutet für die zuwendungsrechtliche Praxis, dass die Gesetze NUR 
die bewilligende Stelle aber NICHT die Zuwendungsempfangenden berech-
tigen oder verpflichten. 

Mithin ist die Landeshaushaltsordnung, als auch das Haushaltsgesetz also 
nur für die „Verwaltung/bewilligende Stelle“ bindend7. Eine Außenwir-
kung auf die Bürger oder juristischen Personen außerhalb der Landesver-
waltung entsteht nicht. Auch nicht automatisch durch den Zuwendungs-
bescheid! 

Gleiches gilt im Übrigen auch für Verwaltungsvorschriften, welche vom Fi-
nanzministerium zur Landeshaushaltsordnung erlassen worden sind. Folg-
lich binden auch diese nur die Verwaltung/bewilligende Stelle und stellen 
keine eigene Anspruchsgrundlage für Personen außerhalb der Landes-
verwaltung dar (wie der Name schon impliziert: Verwaltungsvorschriften = 
Vorschriften für die VERWALTUNG). 

Eine Einschränkung in dieser fehlenden Außenwirkung ergibt sich im zu-
wendungsrechtlichen Alltag nur in einer Hinsicht, dass nämlich die Verwal-
tungsvorschriften wie das Handeln der bewilligenden Stellen insgesamt den 
Grundsätzen des Art. 3 des Grundgesetzes entsprechen müssen.  

Wie wir noch behandeln werden, ist das Zuwendungsrecht in weiten Teilen 
vom sog. „Ermessen“ geprägt. Das bedeutet, dass die Personen der bewil-
ligenden Stellen oft nach eigener subjektiver Wertung entscheiden dürfen. 
Um „Ungerechtigkeiten“ dabei möglichst zu verhindern, unterliegt diese Aus-
übung des Ermessens dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 des Grundge-
setzes.  

 
6 Siehe Krämer/Schmidt, Zuwendungsrecht-Zuwendungspraxis, -online-, 
2025, Abschn. F – Einzelfälle, Zi . I Rn. 1 
7 Siehe hierzu z.B. auch Krämer/Schmidt, Zuwendungsrecht-Zuwendungspra-
xis, -online-, 2025, Abschn. F - einzelne Zuwendungsgeber, Zi . IX Nr. 2 Rn. 13 

. 
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bewilligende 
Stelle

Zuwendungs-
empfangende

Abbildung 7 - Außenwirkung Zuwendungsbescheid 

Wir können also festhalten, dass alle v.g. Vorschriften NUR für die be-
willigende Stelle gelten. 

2.1.6 Und was gilt für die Zuwendungsempfangenden? 
Was für die Zuwendungsempfangenden gilt, regelt allein der jeweilige Zu-
wendungsbescheid.  

Sollen einzelne Regelungen der VV/VVG z. B. auch für die Zuwendungs-
empfangenden verpflichtend sein, erfordert dies, dass die jeweiligen Rege-
lungen ausdrücklich zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides ge-
macht werden bzw. konkret mit in den Zuwendungsbescheid aufgenom-
men werden müssen. 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

2.1.7 Förderrichtlinien als Rechtsnorm 
Nachdem wir nun auf die maßgeblichen Gesetze und die allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften geschaut haben, werfen wir nun noch einen Blick auf 
die Förderrichtlinien. 

In der Praxis werden Zuwendungen nicht selten auch auf Grundlage sog. 
Förderrichtlinien oder auch sog. Rahmenrichtlinien (bei EU-Förderungen) 

Zuwendungsbescheid  
mit  

ANBest/BNBest 

Normen-
geber/

Ministerium 
Wirkung bewilligende 

Stelle

Abbildung 6 - Binnenwirkung Haushaltsvorschriften 
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bewilligt. Also Vorgaben des zuständigen Ressortministeriums, in denen 
Festlegungen getroffen werden, wer z. B. antragsberechtigt sein soll, welche 
Stelle für die Bewilligung zuständig ist, was und wie gefördert wird usw. 

Beim Umgang mit diesen Förderrichtlinien gilt es allerdings in der Praxis zu 
beachten, dass auch diese Förderrichtlinien vom Charakter her (beson-
dere) Verwaltungsvorschriften sind8 und folglich das Schicksal der allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zur LHO teilen. Nämlich, dass auch sie 
keine unmittelbare Außenwirkung entfalten. Sofern bestimmte Regelungen 
der Förderrichtlinien auch für die zuwendungsempfangenden gelten sollen, 
müssen diese Regelungen also mit in den Zuwendungsbescheid aufgenom-
men bzw. die Förderrichtlinie selbst ausdrücklich zum Bestandteil des Zu-
wendungsbescheides gemacht werden. 

Fazit: Auch Förderrichtlinien wirken nicht unmittelbar für Zuwen-
dungsempfangende, sondern müssen für ihre Wirkung diesen gegen-
über ausdrücklich mit in den Zuwendungsbescheid aufgenommen 
bzw. für anwendbar erklärt werden.    

2.1.8 Regelungen für das Verfahren 
Bisher können wir festhalten, dass alle genannten rechtlichen Vorschriften 
im zuwendungsrechtlichen Kontext nur für die bewilligenden Stellen gelten. 
Dies ist insoweit Ergebnis der Logik, wonach das Recht der öffentlichen 
Haushalte grundsätzlich ja die Verwaltung betreffen soll und folglich eine 
nach innen gerichteter Zielrichtung hat.  

Da die Gewährung von Zuwendungen sich aber ausnahmsweise gerade 
nicht im Bereich der Verwaltung selbst - also nach innen gerichtet - abspielt, 
sondern in der Beziehung zu den Zuwendungsempfangenden zu einem we-
sentlichen Teil auch eine nach außen gerichteter Wirkung entfaltet, sind 
weitere rechtliche Vorschriften notwendig, welche sich mit diesem nach au-
ßen hin gerichtetem Teil des zuwendungsrechtlichen Verfahrens befassen. 
Also die Vorschriften, die das Verfahren in der Verwaltung gegenüber den 
Personen regeln, welche die Zuwendungen beantragen und erhalten. 

Da der Gesetzgeber hierzu keinen gesonderten allgemeinen gesetzlichen 
Regelungen im Bereich des Zuwendungsrechts erlassen hat, findet das all-
gemeine Verfahrensrecht Anwendung, welches im Grundsatz für alle 

 
8 so auch BVerwG, Urteil vom 8. April 1997 – 3 C 6.95 = BVerwGE 104, 220, 
224 
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Grundlage 1

§23,44 LHO
Grundlage 2

VV/VVG zu 
§23,44 LHO

Grundlage 3

jährl. 
Haushalts-
gesetz

Grundlage 4

VerwVfG NRW

Abbildung 8 - Grundlagen Entscheidung 

Verfahren der Verwaltung vorgesehen ist. Für die allgemeine Verwaltung 
des Landes ist dies das Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG 
NRW9).  

Folglich ergibt sich somit bei den grundlegenden nationalen Regelungen fol-
gendes Bild für die Grundlagen einer Entscheidung bzw. des Verfahrens: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausnahme Fachfördergesetze 

Der Vollständigkeit halber sei jedoch erwähnt, dass es einzelne Fachförder-
gesetze gibt. Also wo Förderungen nicht nur auf Grundlage der §§ 23, 44 
LHO bewilligt werden, sondern wo der Gesetzgeber spezielle Regelungen 
für die Vergabe und Bewirtschaftung von Zuwendungen in einzelnen Berei-
chen beschlossen hat.  

So regeln z. B. das ÖPNV-Gesetz NRW oder das Kulturgesetzbuch NRW 
förderspezifische Besonderheiten in diesen Bereichen. 

Sofern ein solches Gesetz Grundlage für die Bewilligung von Zuwendungen 
ist, sind die in diesen speziellen Gesetzen geregelten Vorgaben vorrangig 
zu beachten und ergänzen und ersetzen insoweit die generellen Regelun-
gen der §§ 23, 44 LHO inkl. der VV/VVG sowie das Haushaltsgesetz. 

 
9 Siehe  https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzei-
gen?v_id=3120031009100236151 (abgerufen am 02.03.2025) 
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Abbildung 9 - Abweichungen von VV 

2.2 Abweichen von Verwaltungsvorschriften 
2.2.1 Allgemein 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO stellen verbindliche Vorgaben für 
die bewilligenden Stellen dar. Ein Abweichen ist daher zunächst nur dann 
zulässig, wenn die Vorschriften selbst dazu ermächtigen. 

Allerdings hat das Finanzministerium ebenfalls erkannt, dass das generelle 
und sehr abstrakte Instrumentarium der Verwaltungsvorschriften nicht im-
mer passt, um konkrete Maßnahmen praktikabel und effizient umzusetzen. 
Daher wurden mit der Nr. 13 VV/VVG zu §44 LHO Möglichkeiten geschaf-
fen, die es der Verwaltungspraxis erlauben eigene Zielführende Bestimmun-
gen festzulegen, um von den allgemeinen Vorgaben abzuweichen. 

Dabei sind aber verschiedene Fallvarianten zu beachten. 

Nach Nr. 13.1 VV/VVG sind Abweichungen bei Einzelfällen möglich, wenn 
die (Gesamt-)Summe der Zuwendung nicht mehr als 100.000 € beträgt. 

Zudem sind Abweichungen in einzelnen Förderbereichen nach Nr. 13.2 
VV/VVG zugelassen. 

Sollen die Zuwendungen mit Mitteln der EU finanziert werden (meist aus den 
großen Fonds wie ESF+, JTF+, EFRE, ELER, EMFF usw.), ist der Erlass 
abweichender Verwaltungsvorschriften von § 44 LHO in der Nr. 16 der VV 
bzw. Nr. 15 der VVG geregelt. Diese werden dann in der Regel als „Rah-
menrichtlinien“ erlassen und sind vom Charakter her ebenfalls Förderrichtli-
nien. 

Mit der v. g. Möglichkeit des Gesetzgebers im Rahmen des Haushaltsgeset-
zes, unmittelbare zuwendungsrechtliche Regelungen zu treffen, sind also 
insgesamt fünf Möglichkeiten im Zuwendungsrecht zu finden, um von den 
Verwaltungsvorschriften abzuweichen. 

 

 

 

 

 

 

Abweichung von VV zu §44 
LHO

Haushalts-
gesetz 

(z.B. §29 HG)

in VV selbst 
(z.B.VV/VVG 

Nr. 1.3)

Einzelfälle 
>100 TEUR 
(Nr. 13.2)

Förderrichtlinie 
(VV Nr. 13.2

Rahmenrichtlinie 
bei EU 

Finanzierung (Nr. 
16/15 VV/VVG
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2.2.2 Abweichungen in VV 
Bereits in den Verwaltungsvorschriften selbst ist in den Regelungen verein-
zelt vorgesehen, dass von der dort grundsätzlich getroffenen Regelung un-
ter bestimmten Voraussetzungen abgewichen werden darf. 

So sieht z. B. die VV/VVG Nr. 1.3 vor, dass bereits begonnene Projekte nicht 
gefördert werden dürfen. Allerdings lässt die Nr. 1.3 auch zu, dass die be-
willigende Stelle bzw. das Ressortministerium Ausnahmen zulassen darf. 

Weiterhin verpflichtet die VV/VVG Nr. 5.1 die bewilligende Stelle dazu, die 
ANBest unverändert zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides zu ma-
chen. Allerdings sind dann in den Nr. 5.2 ff. Möglichkeiten vorgesehen, wann 
und in welchem Umfang sie von diesem Grundsatz abweichen darf.  

Bei der Anwendung der Verwaltungsvorschriften ist es also immer notwen-
dig, die Vorschrift bis zum Ende bzw. die nachfolgenden Punkte zu lesen. 

2.2.3 Einzelfälle mit > 100 TEUR Zuwendung 
Nach Nr. 13.1 VV/VVG kann das zuständige Ministerium ALLEIN Abwei-
chungen von den VV/VVG zulassen, wenn es  

a) sich um einen Einzelfall handelt und 
b) die (Gesamt-)Summe der Zuwendung nicht mehr als 100.000 € 

beträgt. Ist der Verwendungsnachweis betroffen, ist allerdings nach Nr. 13.3 
VV/VVG das Einvernehmen des Landesrechnungshofes einzuholen. 

 

2.2.4 Einzelne Förderbereiche 
Sollten Abweichungen für einzelne Förderbereiche festgelegt werden, ist 
nach Nr. 13.2 VV/VVG in jedem Fall Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium herzustellen und auch noch der Landesrechnungshof anzuhören. So-
fern der Verwendungsnachweis betroffen ist, ist das auch hier immer das 
Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof notwendig.   

Bei Änderungen der VVG kommt zudem noch das für die Kommunen zu-
ständige Ministerium hinzu. Sollen die VV/VVG Nr. 6 (Baumaßnahmen) ge-
ändert werden, kommt noch die Beteiligung des für Bauangelegenheiten zu-
ständigen Ministeriums hinzu. 

BEACHTE: Die Möglichkeiten, in den v. g. Fällen von den VVs zu § 44 LHO 
abzuweichen, sind in VV und VVG unterschiedlich. So darf nach den VV von 
den Nr. 1 bis 12 der VV zu § 44 LHO abgewichen werden, wohingegen im 
Fall der VVG Abweichungen nur bei den Nr. 3 bis 7 zugelassen sind.  




